
Eine Welt nach Trump

48 | IP-Special • 6 / 2026

„Demokratie siegt 
nicht von alleine“ 

Eine Welt nach Trump: Warum universelle Rechte 
nicht preisgegeben werden dürfen, Europa endlich 
Machtpolitik beherrschen muss und die Künstliche  

Intelligenz binnen weniger Jahre zur entscheidenden 
Frage der Freiheit werden wird.

Interview mit Robert Habeck

IP: Herr Habeck, wir schauen auf eine Welt nach 
Trump. Sie selbst waren in entscheidender 
Funktion, als vieles zerbrach. Wenn Sie sortie­
ren müssten: Was hat Trump aktiv zerstört – 
und was war längst morsch?
Robert Habeck: Die progressive Seite hat unter-
schätzt oder nicht gesehen, wie sehr emanzipato-
rische Projekte, wie sehr alles, was Identitätspoli-
tik genannt wird, auch eine Form von Machtpolitik 
ist. Was aus Sicht der emanzipatorischen Bewe-
gung gerechte Beteiligung ist, wird von der an-
deren Seite als Bedrohung der Machtposition 
gesehen. Begonnen hat das schon in den 1970er 
Jahren. Niemand würde heute ernsthaft bestreiten, 
dass Frauenrechte gut sind oder Rassismus falsch 
ist. Aber irgendwann, vielleicht in den Nullerjah-
ren, gab es einen Übergang, wo Emanzipation 
nicht nur als anders, sondern als Bedrohung der 
eigenen Machtposition gesehen wurde. Die rechts-

populistische Bewegung hat dann die gleichen 
Strategien, die die Linke oder die progressiven Be-
wegungen genutzt haben, zu ihren gemacht. Das 
sieht man bis heute in der Sprache, à la „die da 
oben“, „das System ist verrottet“, „den Menschen 
die Macht geben“, „alle Macht dem Volke“. Das 
sind ja eigentlich linke Parolen, aber jetzt hat die 
Dynamik die Seiten gewechselt. Das hat nicht erst 
mit Trump angefangen, sondern war davor schon 
sichtbar. Allerdings nicht so deutlich, dass jeder es 
erkannt hätte.

Ist in dieser Zeit „der Westen“ für Sie noch ein 
tragfähiges politisches Konzept, eine politische 
Kategorie? Oder eher ein nostalgischer Selbst­
beschreibungsakt, der sich ohne amerikanische 
Führung überhaupt nicht mehr selber trägt? 
Ich denke, der Begriff „Westen“ ist eine Art re-
gulative Idee, die einerseits keine geografische 
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Wirklichkeit mehr abbildet, andererseits 
aber als politische Ordnungskategorie 
noch gebraucht wird, weil man sonst die 
Sprache verliert, mit der man demokra-
tische Probleme beschreibt. Wenn man 
die US-amerikanische Sicherheitsstra-
tegie liest, ist der Begriff „western hemi- 
sphere“ als raum- und machtpolitischer 
Leitbegriff sehr präsent. Man kann sich 
ungefähr vorstellen, was damit gemeint 
ist. Grönland wahrscheinlich, Venezuela, 
wohl auch Mexiko und Kanada. Aber weil 
er von der Trump-Regierung so geopoli-
tisch ausgedeutet wird, verliert er seinen 
inklusiven Charakter für Europa und an-
dere Demokratien. 

Eine europäische Hemisphäre würde 
wiederum ganz andere Fragen aufwer-
fen, weil Europa eine südliche Hemisphä-
re hat, um das Mittelmeer zentriert, und 
eine nördliche bis hinauf nach Spitzber
gen, die aber die Leute am Mittelmeer gar 
nicht mehr interessiert. Ob Griechenland 
die Arktis als europäisches Problem de-
finieren würde, weiß ich nicht. Aber als 
qualitativer Begriff, als ein kulturhistori-
scher, der die Idee der liberalen Verfas-
sungsdemokratie hervorgebracht hat, 
wird „der Westen“ noch gebraucht.

Würden Sie das Gleiche sagen über die 
liberale Ordnung oder Weltordnung?
Nein. Das ist eine normative Kategorie, 
die eher schärfer gestellt werden sollte. 
Die brauchen wir auf jeden Fall, und die 
müsste eigentlich noch stärker dahinge-
hend ausbuchstabiert werden, was sie 
nicht mehr einschließt. Was passiert ei-
gentlich gerade in den USA? Ist das noch 
ein liberaler Verfassungsstaat?

Oft hat sich der Westen ja über Recht, 
Menschenrechte und Multilateralismus 
definiert oder über die liberale Ord­
nung. War das der Antrieb, oder ging 

es da eher um Legitimationserzählun­
gen über Macht und Interessen? Mark 
Carney, Kanadas Premierminister, hat 
dieses Window Dressing in Davos an­
gesprochen …
All die, die noch an eine wertebasier-
te Ordnung glauben oder sie verteidi-
gen wollen, können den Gedanken von 
universellen Rechten nicht preisgeben. 
Wenn wir sagen würden, die Demokratie 
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ist auch nur eine Machtkonfiguration wie 
andere Herrschaftssysteme, alles wäre 
dann nur noch ein Machtspiel und es 
gäbe gar keine Werte mehr. Damit wür-
den wir uns selbst den Boden unter der 
Argumentation für Freiheit und Rechts-
staatlichkeit wegziehen. Allerdings müs-
sen wir verstehen, dass diejenigen, die 
nicht aufseiten der liberalen Demokratie 
stehen, genau das bezwecken. Man hat 
mir während meiner Amtszeit in Indien, 
Brasilien oder Südafrika unmissverständ-
lich gesagt, dass die Idee von Demokra-
tie, Menschenrechten und Rule of Law 
doch nur ein Trojanisches Pferd ist, um 
die Machtinteressen der nordwestlichen 
Hemisphäre durchzusetzen. Die Kritik 
bezog sich vor allem auf die USA – aber 
Europa war stets mitgemeint.

Der Vorwurf lautete, wir hielten die 
Menschenrechte immer dann hoch, wenn 
es uns nützt. Und wenn nicht, agieren 
auch Demokratien unverhohlen wertever-
gessen. Genannt werden dann Kriege, die 
Europa nicht interessierten, das Apart-
heidsregime in Südafrika, Gaza. Und 
natürlich müssen wir selbstkritisch sein 
und sagen: Ja, Demokratien sind nicht 
perfekt, es werden Fehler gemacht. Aber 
dem Nihilismus der Entwertung von Wer-
ten darf man nicht nachplappern. Macht-
systeme sind nicht alle gleich, nur weil 
sie Politik sind. Es ist das Interesse der 
Un-Demokraten, das Modell Demokratie 
zu korrumpieren.

Wäre das ein Modell für Europa, Werte 
hochzuhalten, aber nicht auf dem ho­
hen Ross?
Der Kerngedanke der EU ist ja, dass man 
Macht begrenzt, dass man internationa-
le Rechtsprinzipien aufbaut, stützt und 
sie verteidigt. Das gilt fürs Völkerrecht, 
die Handelspolitik, Klimaabkommen etc. 
Europa wird diese Regeln aber nur durch-

setzen können, wenn es auch robuste 
Machtpolitik beherrscht. Und die lernt es 
ja gerade. Es ist ein über Jahre eingeschli-
chener Fehler zu glauben, dass sich die 
Demokratie und die liberale Gesellschaft 
von alleine durchsetzen, weil sie die mo-
ralisch bessere Ordnung ist, weil wir im 
Besitz von höheren Werten sind.

So sehr man darauf bestehen muss, 
dass es zwischen rechtsstaatlicher De-
mokratie und autoritärer Diktatur mora-
lische Unterschiede gibt, so sehr muss 
man sich eingestehen, dass diese nicht 
von alleine zum politischen Sieg der De-
mokratie führen. Das ist die dialektische 
Figur, die man sich zumuten muss. Also 
ja, ich plädiere für eine robuste demo-
kratische Machtpolitik, von militärischen 
Fähigkeiten bis zur Souveränität mit Blick 
auf Rohstoffe, Energie, der Software für 
Künstliche Intelligenz etc.

Welche internationalen Institutionen 
halten Sie für verteidigungswürdig, 
welche sind vielleicht gar nicht mehr zu 
retten? Oder ist das Zeitalter internati­
onaler Institutionen generell vorbei? 
Schauen wir uns das von innen nach au-
ßen an. Die EU steht vor der Frage, ob sie 
Papiertiger sein will oder Machtfaktor. 
Ein Machtfaktor wird sie aber nur, wenn 
sie sich weiterentwickelt. Dafür muss sie 
militärisch, außen- und finanzpolitisch 
eigene Kompetenzen bekommen.

Aber das ist ein Problem, denn das sind 
die Hauptbereiche nationaler Souveräni-
tät: Verteidigung, Armee, Rüstungsindus-
trie, Außenpolitik, Steuerpolitik. Die EU 
wird scheitern, wenn sie nur den Status 
quo verwaltet. Sie muss entschlossene 
Schritte gehen, die Europa in Richtung 
einer föderalen Union bringen mit einer 
echten Legitimierung von Handlungsfä-
higkeit ihrer Gremien durch demokrati-
sche Mandate.
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Wie sieht es mit der Institution Vereinte 
Nationen aus?
Dass Deutschland nicht in den UN-
Sicherheitsrat gewählt wurde, hätte ich 
mir zwar anders gewünscht, nehme 
das aber jetzt mal als Bestätigung, dass 
Deutschland als außenpolitischer Macht-
faktor in den Vereinten Nationen kaum 
mehr eine Rolle spielt.

Die Welthandelsorganisation (WTO) 
könnte eher dazu geeignet sein, multi-
laterale Räume neu zu öffnen, denn die 
Kapriolen der Trump’schen Handels
politik treffen ja faktisch alle Staaten. 
Sie lernen gerade, dass es sinnvoll sein 
könnte, in einer handelspolitischen 
Ordnung zu agieren statt im handels-
politischen Wilden Westen. Ich halte es 
für denkbar, dass es in der WTO wegen 
der Zollpolitik Trumps ein gemeinsames 
Erschrecken und Erwachen gibt und 
man sich auf Schiedsgerichtsverfahren 
einigt, die wieder eine Art Handelsord-
nung etablieren. So wie Europa ange-
sichts der Trump’schen Politik plötzlich 
in der Lage war, Freihandelsabkommen 
abzuschließen, die jahrzehntelang fest-
gefahren waren.

Ähnlich könnte es der globalen Kli-
mapolitik gehen. Durch den Krieg im Iran 
wird ein Prozess beschleunigt, der schon 
eingesetzt hat: Die Energiemärkte drehen 
in die richtige Richtung. Die Blockade der 
Straße von Hormus hat das Vertrauen in 
die fossilen Weltmärkte zerstört.

Die Analyse der Reaktion auf Energie-
krisen der Vergangenheit machen zwei 

Dinge wahrscheinlich: Energieeffizienz 
wird zunehmen und politisch wird ei-
generzeugte Energie nach vorne gestellt 
werden. Das schließt leider auch Kohle-
kraftwerke mit ein, die länger laufen wer-
den. Aber vor allem wird es einen Boom 
an Elektrifizierung und erneuerbaren 
Energien geben. Elektroautos oder elek
trische Heiz- beziehungsweise Kühlsyste-
me brauchen nur ein Viertel der Energie 
von fossilen Systemen. Und die erneuer-
baren Energien sind in weiten Teilen der 
Welt die günstigste Energieform.

Ich halte es für möglich, dass in der 
Folge auch die Klimapolitik eine Renais-
sance erlebt, weil sie den sicherheitspoli-
tischen Interessen der Staaten nützt. Was 
die NATO wiederum angeht, ist unklar, 
welche Bedeutung sie zukünftig haben 
wird. Es ist gut und richtig, dass die Eu-
ropäer eine eigene europäische Vertei-
digungsunion vorantreiben. Dazu muss 
dann aber auch die Frage nach der „He-
misphäre“, also für welches Gebiet sie 
zuständig sein soll, geklärt werden. Und 
letztlich auch, ob es ein normativ-demo-
kratisches Bündnis sein soll. 

Also braucht es die Reform bestehender 
Institutionen, keine neuen? 
Europa sollte seine Kraft auf die Reform 
der Europäischen Union setzen. Zurück 
zu Winston Churchill ... (lacht): „We must 
build a kind of United States of Europe.“

Unsere Welt wird immer komplexer, 
die Globalisierung wirkt sich sehr 

„Klimapolitik kann eine Renaissance 
erleben, weil sie den sicherheitspoliti-
schen Interessen der Staaten nützt“
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konkret auf den Alltag aus. Kommt das 
Prinzip der politischen Repräsenta­
tion mit den Anforderungen unserer 
Zeit noch mit? 
Die Wirklichkeit entwickelt sich in einer 
Geschwindigkeit, die die etablierten po-
litischen Prozesse überfordert. Unsere 
politischen Ordnungssysteme passen 
nicht mehr zur Zeit. Es ist aber kein He-
xenwerk, sie zu erneuern. Und vor allem 
spricht das nicht gegen die Demokratie 
als politisches Prinzip. Hauptproblem 
scheint mir zu sein, dass die Institutionen 
der medial-parteipolitischen Gesellschaft 
vor allem gut darin sind, jeweils andere 
infrage zu stellen, nicht aber sich selbst. 
Das führt zu dauernden Schuldzuweisun-
gen und wenig Selbstkritik. 

Geht das dann in die Richtung neue 
Parteien? 
Aus meiner Sicht nicht. Neue Parteien 
wären doch das gleiche Problem im neu-
en Gewand. Ich mache mal ein paar Bei-
spiele. Mit der Erststimme wählen wir in 
Deutschland Menschen aus den Wahl-
kreisen: Die Annahme ist, dass die Nord-
schleswig-Holsteiner und die Südbayern 
eine eigene Repräsentation brauchen, 
weil sie unterschiedliche Interessen ha-
ben. Aber bildet das das politische Pro-
blem wirklich ab? Oder ist es nicht zum 
Beispiel so, dass man eher eine Vertre-
tung für Berufs- oder Bildungsgruppen 
braucht, für Handwerker oder für Pfle-
gekräfte, die im Bundestag ja kaum vor
kommen?

Anderes Beispiel: Alle Parteien stellen 
ihr Wahlprogramm auf und tun so, als 
ob es eine Chance gäbe, das dann auch 
1:1 umzusetzen. Aber bei lauter Parteien 
um die 15 Prozent gibt es nur Kompro-
misse. Was ist der „In Ihrem Wahlpro-
gramm steht aber“-Diskurs überhaupt 
noch wert? Und welche Regierung kriegt 
man eigentlich, wenn man Union oder 
Grüne wählt? Das meine ich mit den 
überkommenen Formen von Politik. Weil 
das nicht thematisiert und gelöst wird, 
wird nach der Wahl der ganze politische 
Prozess blockiert.

Stichwort Obama, Macron, Trump, 
Brexit. Machen Bewegungen außerhalb 
existierender partei- oder ordnungs­
politischer Strukturen Schule? Wird 
das die Parteien zerstören?
Man muss sich die unterschiedlichen 
Länder und die Wahlsysteme anschau-
en. In Frankreich oder den USA, wo der 
Präsident direkt gewählt wird, kann es 
einer sehr charismatischen Person gelin-
gen, eine gesellschaftliche Mehrheit zu 
schaffen.

Das ist aber nicht 1:1 auf Deutsch-
land anzuwenden, weil wir ein anderes 
Wahlsystem haben. In Deutschland wer-
den maßgeblich Parteien gewählt. Die 
Bundestagswahl wird über Landeslisten 
durchgeführt. Das unmittelbare Bewe-
gungsmoment ist bei uns viel vermittel-
ter. Das hat natürlich auch historische 
Gründe. Führt aber dazu, dass Politik 
sich in Deutschland aus vielfältigen 

„Die Wirklichkeit entwickelt sich in einer 
Geschwindigkeit, die die etablierten poli-
tischen Prozesse überfordert“
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Meinungsbildungsprozessen mit vielfäl-
tigen Repräsentationsbedürfnissen zu- 
sammensetzen muss. Entsprechend 
kompliziert ist die Aufgabe, stabile Mehr-
heitsverhältnisse hinzubekommen, die 
dann auch von der Minderheit akzeptiert 
und nicht nur als Notnagel empfunden 
werden.

Ich habe den Eindruck, dass die pro-
gressiv-liberale Seite im Moment das 
schlechtere Narrativ hat. Wenn man sich 
nur die Sprache ansieht, dann scheinen 
die rechtspopulistischen Parteien in Eu-
ropa einen Plan zu haben, eine Zukunfts-
vorstellung. Die sind in der Lage, ein Pro-
jekt zu entwerfen: zum Beispiel „Europa 
der Vaterländer“ – im Grunde meint das 
ja die Zerstörung der Europäischen Uni-
on. Aber mal meine inhaltliche Abscheu 
beiseite: Sie wissen, was sie wollen, sie 
haben sich einen philosophischen Un-
terbau geschaffen, sie haben vor allem in 
der Rhetorik die Offensive.

Was setzen die progressiven oder lin­
ken Parteien dem entgegen?
Im Moment setzen sie den Abwehrkampf 
entgegen. Sie wollen die Verfassung 
verteidigen, sie wollen die Demokratie 
schützen, sie wollen das Erreichte be-
wahren … Also verteidigen, bewahren, 
schützen. Das ist alles gut, aber es ist 
eben alles Defensive. Während die an-
deren das Momentum sowohl der Zer
störung als auch des Aufbaus für sich 
beanspruchen.

Die liberale Seite brauchte eine starke 
und breit geteilte Idee von der Zukunft 
und ein Angebot an politischen Mecha-
nismen, diese auch herbeizuführen. 
Aber das ist natürlich keine ganz neue 
Erkenntnis. Und ich habe meinen Wahl-
kampf darauf aufgebaut und ihn verlo-
ren. Insofern sprechen Sie vielleicht mit 
dem Falschen.

Glauben Sie, dass links und rechts noch 
adäquate Kategorien sind? Müssen wir 
über eine neue politische Sortierung 
nachdenken? 
Wenn Sie mich fragen, bist du links oder 
rechts, dann sage ich links. Aber es ist mit 
„links“ so ähnlich wie mit „der Westen“. 
Es ist ein Ordnungsbegriff, der eigentlich 
überholt ist. Wahrscheinlich würde sich 
auch Sahra Wagenknecht noch links 
nennen. Die Inhalte und die Form von 
Politik verwischen die Begriffe links und 
rechts zunehmend.

Ist die Unterstützung der Ukraine 
links, obwohl sie eine militärische ist? Ist 
nationale Resilienz rechts, obwohl das 
die Umstellung auf erneuerbare Energien 
bedeutet?

Wenn wir bis zum Jahr 2040 voraus­
schauen – was fürchten Sie, was erlau­
ben Sie sich zu hoffen, und was sollten 
wir tun? 
Das Industriezeitalter, das ja eng mit der 
Entwicklung der Demokratie verbunden 
ist, wird abgelöst werden durch ein In-
formationszeitalter. Nicht mehr vor allem 
der Kampf um knappe Energieressourcen 
wird die Machtfrage dominieren, sondern 
die Verfügbarkeit und der Einsatz von 
Systemen der Künstlichen Intelligenz. 
Das wird vor der Willensbildung der 
Menschen, der Arbeit der Regierung, der 
Programmaufstellung von Parteien und 
der Entscheidungsfindung in Parlamen-
ten nicht haltmachen. Deswegen wird 
2040 die Machtauseinandersetzung über 
die Verfügbarkeit und Herstellung von 
KI-Technologie erfolgen. Die demokra-
tische Frage wird sich darüber entschei-
den, ob Menschen die Mittel der Technik 
zu Zwecken der Freiheit einsetzen – oder 
sich von ihnen bestimmen lassen.
Das Interview führten Martin Bialecki 

und Julian Müller-Kaler. �


